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Wissenschaftler sind heutzutage in ein dichtes Netz von 
Richtlinien, Empfehlungen und Vorgaben seitens Politik, 
Hochschule und Drittmittelgebern eingebunden, neudeutsch 
oftmals mit Policies bezeichnet. Ein wirkliches Bewusstsein 
für diese und deren Folgen, etwa die Sanktionen bei Nicht-
beachtung, fehlt jedoch vielfach. 

Unter die an Hochschulen und anderen Forschungseinrich-

tungen zu beachtenden Policies fallen zum Beispiel IP-Policies 

(Englisch für Intellectual Property, das heißt die Verwertung von 

geistigem Eigentum, etwa durch Patente), Diversity-Policies 

(Englisch für Diversität, also die Chancengleichheit aller, unab-

hängig von Herkunft, Geschlecht, körperlichen Einschränkungen 

et cetera), Internationalisierungs-Policies, Open Access-Policies, 

Forschungsdaten-Policies oder generell Policies zur Sicherung 

guter wissenschaftlicher Praxis und zum Umgang mit Fehlver-

halten in der Wissenschaft, sogenannte Misconduct Policies. 

Dieses Netz kann durch Handlungsempfehlungen und gewisse 

Vorgaben durchaus Halt und Orientierung in der wissenschaftli-

chen Arbeit geben, jedoch sind bei den verpflichtenden Policies 

teils empfindliche Sanktionen, Karrierehindernisse und monetäre Nachteile zu erwarten, sollte 

ein Wissenschaftler durch das Netz fallen. Dies kann der Fall sein, wenn die Policy nicht trans-

parent gestaltet ist, im Widerspruch zu anderen Policies steht oder nicht im Bewusstsein der 

Betroffenen sowie schwer auffindbar ist, also unzureichend kommuniziert wird. Zudem sind die 

Inhalte von Policies „[…] aus heutiger Sicht komplexer in dem Sinne, dass sie nicht nur in der 

angemessenen Lösung umstritten sind, sondern auch dahingehend, worin ein Problem eigent-

lich besteht“ (Münch 2016).

Konträre oder ergänzende Policies?
Dies zeigt sich in den unterschiedlichen Problemlösungsansätzen und Zielen der Policies. So 

haben Internationalisierungs- und Open Access-Policies synergetische Ziele im Kontext von 

Open Collaboration oder Open Education, das heißt bei der Unterstützung grenzüberschreitender 

Forschung und Lehre durch den freien Zugang zu Wissen in Form von Daten, Veröffentlichungen 

und Lehrmaterialien. Dies steht jedoch im Widerspruch zu IP-Policies, da die ungeprüfte Weiter-

gabe von Informationen Risiken bei deren Verwertung in Form von Patenten und Unternehmens-

kooperationen birgt (Fahrenberg 2016). Es können nicht nur die diversen Policies untereinander 

in einem Beziehungsgeflecht stehen, sondern auch gleiche Policies (zum Beispiel über Open Ac-

cess) bei verschiedenen Akteuren, die abweichende Interessen verfolgen. Im Folgenden werden 

als Beispiel hierzu die Open Access-Policies von Hochschulen, Drittmittelgebern und Verlagen 

aufgezeigt.
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Derzeit besitzen 57 Hochschulen und Forschungseinrichtungen in Deutschland eine offiziel-

le im Registry of Open Access Repository Mandates and Policies (ROARMAP 2017) registrierte 

Open Access-Policy. Diese Policies beinhalten in der Regel aufgrund der Sensibilität des Themas 

innerhalb der Hochschule (Stichwort Wissenschaftsfreiheit) nur Empfehlungen und keine ver-

pflichtenden Vorgaben zur Wahl von Open Access-Zeitschriften oder zur Veröffentlichungs- und 

Archivierungspflicht auf einem Open Access-Repositorium. Anders sieht es jedoch bei den Open 

Access-Policies der Drittmittelgeber aus, etwa auf europäischer Ebene: Sowohl die jüngsten 

EU-Rahmenprogramme der Europäischen Kommission als auch die Zuwendungen des Europä-

ischen Forschungsrats beinhalten bindende Regelungen für Mittelempfänger beim Publizieren. 

Verstöße dagegen werden sanktioniert, zum Beispiel durch Mittelkürzungen oder durch den 

Ausschluss von zukünftigen Mittelzuwendungen (EU-Kommission 2017). Letzteres wäre für die 

wissenschaftliche Karriere in vielen Fachbereichen katastrophal. Auch müssen vorab beim An-

trag hinreichend Mittel für Open Access beantragt werden. Anderenfalls müssen die Publikati-

onsgebühren aus anderen Projektmitteln beglichen werden, wodurch diese etwa bei den Perso-

nalmitteln oder der Laborausstattung fehlen. Daher ist es notwendig, sich bei den Zeitschriften 

und Verlagen über deren Open Access-Gebühren zu informieren.

Die Verlage besitzen wiederum eigene Open Access-Publikationsmodelle und -Policies, die teils 

konform und teils konträr zu den Policies der Drittmittelgeber laufen. So führen heutzutage die 

großen Wissenschaftsverlage unter anderem reine Open Access-Zeitschriften mit Autorenge-

bühren, Subskriptionszeitschriften mit kostenpflichtigen Open Access-Optionen, Lizenzmodelle, 

in denen eine Einrichtung nebst lesendem Zugriff auch Gutscheine zum Open Access-Publizie-

ren erhält und Open Access- beziehungsweise „Self-archiving“-Policies mit den unterschied-

lichsten Konditionen pro Zeitschrift. In den letztgenannten Fällen wird verlagsseitig in der Regel 

eine Embargofrist von 12-24 Monaten vorgegeben. Anschließend darf die Arbeit auf einem Open 

Access-Repositorium archiviert und frei zugänglich gemacht werden.

Die Komplexität für die Wissenschaftler

Ein Wissenschaftler muss sich demnach bei einem Drittmittelprojekt zuerst über deren aktu-

elle Policy und hierin enthaltene Vorgaben informieren. Zum Beispiel erlaubt die EU-Kommis-

sion ausschließlich eine Embargofrist von maximal sechs Monaten bei Zeitschriften aus dem 

STM-Bereich (Science, Technology, Medicine), konträr zu den Policies der meisten Zeitschriften 

mit mindestens zwölf Monaten. Die Policy der eigenen Hochschule sollte zudem mitbeachtet 

werden. Zwar beinhaltet diese selten verpflichtende Vorgaben, jedoch benennt sie weitere Un-

terstützungsangebote, zum Beispiel Publikationsfonds oder das lokale Repositorium, das beim 

Upload die Artikel automatisch auch an das EU-Repositorium OpenAIRE (OpenAIRE 2017) wei-

termeldet und damit zu EU-Vorgaben konform ist. 

Dann müssen die für die Projektergebnisse infrage kommenden Veröffentlichungsorgane (Zeit-

schriften, Proceedings, Bücher) identifiziert werden. Für diese gibt es folgende Fragen zu klären:

1. �Handelt es sich um ein reines Open Access-Publikationsmodell und falls ja, in welcher Höhe fallen 

Autorengebühren an, die mitzubeantragen wären? Diese differieren teils nach der Art der Veröf-

fentlichung, zum Beispiel Review, Communication oder Letter, nach dem Umfang der Veröffentli-

chung und nach Zusatzleistungen (zum Beispiel Fast Track Fee für eine schnellere Bearbeitung).

2. �Sollte es sich nicht um ein reines Open Access-Modell handeln, lässt sich eine Open Access-

Option hinzukaufen, um den Beitrag aus dem Abonnement freizukaufen; falls ja, in welcher 

Höhe fallen Gebühren an, die mit zu beantragen wären?
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3. �Besitzt das Veröffentlichungsorgan eine Open Access- beziehungsweise „Self-archiving“-Poli-

cy, die konform zu den Vorgaben der Drittmittelgeber geht, und welche weitere verlagsseitige 

Vorgaben sind hierbei für den Autor zu beachten?

Beim ersten und zweiten Punkt können die Kosten von geringen Beträgen bis hin zu über 5.000 

US-Dollar, etwa bei Nature Communications, für einen Zeitschriftenartikel variieren. Falls meh-

rere Publikationen im Förderzeitraum veröffentlicht werden sollen, müssen die Beträge aufad-

diert und beim Projektantrag mitaufgeführt werden. Sollte dies bei der Beantragung vergessen 

werden, fehlen im Projektzeitraum große Geldsummen an anderer Stelle. Hierbei sind die spe-

zifischen Obergrenzen des Drittmittelgebers gemäß Policy zu beachten. Beispielsweise lassen 

sich beim Schweizerischen Nationalfonds zur Förderung der wissenschaftlichen Forschung nur 

maximal 3.000 Schweizer Franken pro Open Access-Artikel abrechnen (SNF 2014).

Zusätzlich gibt es oft weitere Vorgaben beim Publizieren zu beachten. Dies kann beispielswei-

se den Umgang und die Archivierung von begleitenden Primär- und Sekundärdaten zur Veröf-

fentlichung betreffen. Hierzu können die Forschungsdaten-Policies von Drittmittelgebern und 

Verlagen herangezogen werden. Auch hier können oft Gelder für Speicherkosten mitbeantragt 

werden. Einige Hochschulen fordern zudem eine spezielle und konsistente Nennung des Uni-

versitätsnamen in Veröffentlichungen und empfehlen die Nutzung der ORCID (ORCID 2017), um 

szientometrische Analysen zu erleichtern (Nunius/Putnings 2014).

Reduzierung der Komplexität
Das benannte Beispiel der Open Access-Policies ist sicher eines der derzeit schwierigsten und 

mit den diversen Akteuren seitens Hochschule, Drittmittelgeber und Verlagen auch beziehungs-

reichsten, im Vergleich zum Beispiel zu Diversity-Policies. Jedoch ist jede Policy mit einem Auf-

wand behaftet, bei einer Diversity-Policy etwa für den barrierefreien Ausbau der Einrichtung zum 

Ausgleich von Nachteilen und Ungleichheiten (Eickhoff/Schmitt 2016). Policies haben somit Ver-

pflichtungen sowohl für ihren Sender als auch die Empfänger. Zur vorsorglichen und aktiven 

Reduzierung der Komplexität von Policies können folgende Empfehlungen für Forschungsein-

richtungen getroffen werden:

1. �Die Einrichtung sollte Policies vor der Verabschiedung exakt durchplanen, mit den Betroffenen 

vor Ort diskutieren und die Konsequenzen sowie das Zusammenspiel mit Policies seitens Po-

litik, Drittmittelgebern und weiteren Akteuren erörtern. Teils gibt es hierzu auch Beratungsan-

gebote, wie zum Beispiel das Projekt „Policy Recommendations for Open Access to Research 

Data in Europe“ für Forschungsdaten-Policies (RECODE 2017).

2. �Es ist zu planen, wie die verschiedenen Policies aufeinander aufbauen. Beispielsweise ist die 

Sicherung von Primärdaten Bestandteil guter wissenschaftlicher Praxis, sodass entsprechen-

de Verfahrensleitfaden und Forschungsdaten-Policies aufeinander verweisen sollten. Dies gilt 

auch für Open Access- und Misconduct Policies, da sich zum Teil qualitativ minderwertige 

Open Access-Zeitschriften am Markt befinden, die ohne Peer Review rein auf den Erhalt der 

Veröffentlichungsgebühr abzielen. Unethisches Verhalten beim Publizieren und beim Peer Re-

view wird deshalb bei Misconduct Policies oftmals erwähnt (Resnik et al. 2015).

3. �Bei der Verabschiedung der aufeinander abgestimmten Policies müssen diese institutsweit 

kommuniziert werden. Um zusätzlich neue Mitarbeiter zu erreichen, ist in den Einstellungsun-

terlagen und in Berufungen darauf hinzuweisen. Zusätzlich sollte wiederholt über die Policy-

themen und Unterstützungsangebote informiert werden, beispielsweise in internen Publikatio-

nen (Magazine, Weblogs et cetera).
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4. �Idealerweise werden technische Unterstützungsangebote direkt in den Workflow der Wissen-

schaftler eingebunden. Corporate Wording-Policies können zum Beispiel durch Glossare in 

verschiedenen Fremdsprachen unterstützt werden. Ein Beispiel hierzu ist an der Friedrich-

Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg zu finden (FAU).

5. �Für besonders komplexe Policies (zum Beispiel Open Access-, IP-Policies) sollte ein eigenes 

Beratungs- und Informationsangebot existieren: In der Regel haben fast alle Hochschulen eine 

eigene Forschungsabteilung, welche eine Unterstützung bei der Beantragung von Drittmittel-

projekten anbietet. Die Forschungsabteilung ist für die Hinweise auf relevante Elemente von 

Policies prädestiniert und kann, falls nötig, auf weitere Einrichtungen verweisen, zum Beispiel 

auf die Universitätsbibliothek für die Beratung hinsichtlich der Open Access-Gebühren oder 

auf die Erfinderberatung bei Arbeitnehmererfindungen. Für andere Policies existieren teils ei-

gene Einrichtungen wie zum Beispiel Büros für Gender und Diversity.

6. �Für die Umsetzung der Ziele der Policies ist eine intensive Kooperation und ein breiter Wis-

sensaustausch der Einrichtungen untereinander nötig. Idealerweise werden entsprechende 

Informationsflussprozesse modelliert, um eine ganzheitliche Beratung der Wissenschaftler zu 

allen Policies zu gewährleisten. So sind jederzeit die Ansprechpartner für weiterführende In-

formationen vor Ort klar.
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Markus Putnings 
Universitätsbibliothek Erlangen-Nürnberg 
Technisch-naturwissenschaftliche  
Zweigbibliothek 
Erwin-Rommel-Str. 60 
91058 Erlangen 
Tel.: +49 9131 85-27835 
Fax: +49 9131 85-27843 
markus.putnings@fau.de  
www.ub.fau.de

Bei der Verabschiedung 
der aufeinander abge-
stimmten Policies müssen 
diese institutsweit kom-
muniziert werden. Um zu-
sätzlich neue Mitarbeiter 
zu erreichen, ist in den 
Einstellungsunterlagen 
und in Berufungen darauf 
hinzuweisen.  

”

„Die Beachtung oder Nichtbeachtung von Policies kann einen  
starken Einfluss auf die Mitteleinwerbung, den Forschungsoutput  
in Form von Publikationen und Erfindungen, die Reputation und  
die wissenschaftliche Karriere von Wissenschaftlern haben.“ 

7. �Neben der persönlichen Beratung sollte auf existierende Informationsplattformen verlinkt und 

verwiesen werden, zum Beispiel SHERPA/ROMEO und SHERPA/JULIET für die Open Access-

Policies von Verlagen und Drittmittelgebern (SHERPA 2017) oder forschungsdaten.org für 

Data Policies (forschungsdaten.org). Da diese Datenbanken nicht tagesaktuell gepflegt wer-

den, bieten einige Universitäten zusätzlich Informationsseiten mit den Regelungen der vor Ort  

bedeutsamsten Drittmittelgeber an. Ein Beispiel hierzu ist gleichfalls an der FAU zu finden 

(MED-FAU).

Fazit
Die Beachtung oder Nichtbeachtung von Policies kann einen starken Einfluss auf die Mittelein-

werbung, den Forschungsoutput in Form von Publikationen und Erfindungen, die Reputation und 

die wissenschaftliche Karriere von Wissenschaftlern haben. Entsprechend müssen die Policies 

transparent gestaltet, offensiv kommuniziert und fest an einer Einrichtung verankert werden. 

Dies kann beispielsweise durch einen zentralen Regelkodex geschehen, der Beschreibungen 

und Links auf die Policies enthält. Im Ausland sind zum Teil bereits eigene Datenbanken zu fin-

den, in denen interne und externe Policies mit entsprechenden Metadaten (Zielgruppe, Zweck, 

Ziele, Definitionen, politische und rechtliche Grundlagen, korrespondierende Policies) indexiert, 

abgebildet und durchsuchbar sind, beispielsweise von der University of Canberra (UC 2017) 

und der University of Otago (Otago). Dies könnte perspektivisch für die bessere Information der 

Wissenschaft und des beratenden Verwaltungspersonals auch als Vorbild für deutsche Wissen-

schaftseinrichtungen dienen.


